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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Franke (Osnabrück), Müller (Berlin), Müller 
(Remscheid), Link, Dr. Blüm, Dr. Marx, Wawrzik, Geisenhofer, Nordlohne, Zink 
und Genossen 
- Drucksache 7/3408 - 

betr. Äußerungen des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister der 
Finanzen, Haehser, zu Problemen der Arbeitslosigkeit 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
10. April 1975 - II C 1 - Ar 6001 - 11/75 - die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt beant- 
wortet: 

Die Fragen 1, 2 und 4 sowie 5 und 6 beantworte ich des Sach- 
zusammenhangs wegen gemeinsam. 


1. Was bedeutet der Satz „Möglicherweise ist diese hohe soziale 
Absicherung der Arbeitslosen eine Erklärung für die Höhe 
ihrer Zahl" angesichts der Tatsachen, daß 

a) dieser zur gleichen Zeit ausgesprochen wurde, in der in der 
Bundesrepublik Deutschland die Zahl der Arbeitslosen auf 
1,15 Mio und die der Kurzarbeiter auf rd. 800 000 ange- 
stiegen war, 

b) wir in der Bundesrepublik Deutschland einen weitgehenden 
Kündigungsschutz haben, 

c) der Betriebsrat nach § 102 BetrVG bei Kündigungen ein 
Mitbestimmungsrecht hat und 

d) einen Anspruch auf Arbeitslosengeld nach § 100 AFG u. a. 
nur hat, wer „der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht"? 

2. Inwiefern kann angesichts der oben genannten Tatsachen von 
der Bundesregierung behauptet werden, die hohe Zahl der 
Arbeitslosen erkläre sich aus der „hohen sozialen Absicherung 
der Arbeitslosen"? 

4. Ist die Bundesregierung angesichts der vorgenannten Tat- 
bestände mit uns der Meinung, daß der Satz „Möglicherweise 
ist diese hohe soziale Absicherung der Arbeitslosen eine Erklä- 
rung für die Höhe ihrer Zahl" eine Beleidigung und Verhöh- 
nung aller Arbeitnehmer, besonders aber der Arbeitslosen dar- 
stellt? Wenn nein, warum nicht? 


In der Bundesrepublik besteht eine gut ausgebaute soziale 
Sicherung auch bei Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit. Wir ver- 
fügen über eine leistungsfähige Arbeitsverwaltung. Dies gibt 
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den arbeitslos gewordenen Bürgern die Möglichkeit, nicht nur 
die zahlreichen Hilfen der Bundesanstalt für Arbeit in den 
Bereichen Vermittlung, Beratung und Förderung der beruflichen 
Bildung, sondern selbstverständlich auch die Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit in Anspruch zu nehmen. Wären 
die Hilfen und Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit weniger 
günstig gestaltet, würden sicherlich in vielen Fällen Arbeits- 
lose - auch solche, die nicht unbedingt auf eine Erwerbstätig- 
keit angewiesen sind oder dem Arbeitsmarkt nur eingeschränkt 
zur Verfügung stehen - statistisch nicht in Erscheinung treten. 
Dies festzustellen, bedeutet keine Beleidigung und Verhöhnung 
der Arbeitnehmer und insbesondere der Arbeitslosen. Die Bun- 
desregierung begrüßt, daß die arbeitslosen Bürger vom An- 
gebot des Arbeitsförderungsgesetzes Gebrauch machen. 


5. Hat der Parlamentarische Staatssekretär Haehser in der ein- 
gangs erwähnten Wahlversammlung auch auf die Folgen des 
§ 115 AFG bei einem möglichen „Hinzu verdienen" zum 
Arbeitslosengeld aufmerksam gemacht? 

Wenn nein, warum nicht? 

6. Welche Beweise hat die Bundesregierung dafür, daß der „Tat- 
bestand", wie er sich aus § 115 AFG ergibt, „allgemein be- 
kannt ist"? 

Jedem Arbeitslosen, der Arbeitslosengeld beantragt, wird das 
von der Bundesanstalt für Arbeit herausgegebene Merkblatt 
für Arbeitlose ausgehändigt, in dem auch die Vorschrift des 
§115 AFG näher erläutert wird. Es bestand deshalb auch kein 
Anlaß, in der in Rede stehenden Versammlung auf die Folge 
der Anrechnung von Nebeneinkommen auf das Arbeitslosen- 
geld einzugehen. 


3. Ist nicht vielmehr die hohe Zahl der Kurzarbeiter und die hohe 
Zahl der Arbeitslosen eine unmittelbare Wirkung sinkender 
Umsätze und Auftragsbestände? 

Die derzeitige Beschäftigungslage ist überwiegend von der kon- 
junkturellen Situation geprägt. Daneben wirken sich struktu- 
relle und bedingt durch den Winter auch saisonale Faktoren 
aus. Sämtliche Einflußgrößen überlagern einander. Insbeson- 
dere lassen sich konjunkturelle und strukturelle Faktoren nicht 
trennen. Die Vermittlungsmöglichkeiten für zahlreiche Arbeits- 
lose sind - hauptsächlich aus persönlichen Gründen - ein- 
geschränkt. 


7. Wie hoch war z. B. im Jahre 1974 das Steueraufkommen der 
Arbeitslosen, die neben dem Bezug des Arbeitslosengeldes 
„bis zu 20 Stunden in der Woche aus einer unselbständigen 
oder selbständigen Tätigkeit hinzuverdient" haben? 

Die Frage nach dem Steueraufkommen der Arbeitslosen, die 
neben dem Bezug des Arbeitslosengeldes noch Einkünfte aus 
nichtselbständiger oder selbständiger Tätigkeit haben, läßt sich 
aus verständlichen Gründen nicht beantworten. Es gibt keine 
Statistiken, die das Steueraufkommen von einzelnen Teil- 
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gruppen von Steuerpflichtigen nachweisen. Es gibt auch keinen 
Anhaltspunkt dafür, wie viele der Arbeitslosen bis zu 20 Stun- 
den in der Woche tätig sind und Arbeitslosengeld und Arbeits- 
lohn nebeneinander beziehen. 

Auf den Einzelfall abgestellt kann aber gesagt werden, daß der 
Arbeitslose (Steuerklasse III unterstellt) wöchentlich 175 DM 
bzw. monatlich 750 DM hinzuverdienen kann, bevor überhaupt 
Lohnsteuer einbehalten wird. 


8. Wie hoch war andererseits die Lohnsteuerrückvergütung im 
Lohnsteuerjahresausgleich wegen Arbeitslosigkeit? 

Auch für die Beantwortung dieser Frage gibt es keine beson- 
deren statistischen Aufzeichnungen, die erkennen lassen, wel- 
cher Teil der Lohnsteuer- und Kirchensteuererstattungen beim 
Lohnsteuerjahresausgleich auf Arbeitslose entfällt. 


9. In welcher Höhe sind für geringfügige Tätigkeiten im Sinne 
des § 102 AFG neben dem Bezug von Arbeitslosengeld Sozial- 
versicherungsbeiträge geleistet worden? 

Hierüber liegen keine Feststellungen vor. 


10. In wie vielen Fällen sind bei der Gewährung von Arbeits- 
losengeld Anrechnungen von Einkommen aus geringfügiger 
Tätigkeit im Sinne des § 102 AFG neben dem Bezug von 
Arbeitslosengeld nach dem § 115 AFG vorgenommen worden 
und in welcher Höhe? 

In der Zeit vom 20. März bis 2. April 1975 wurde bei rd. 0,8 v. H. 
der Bezieher von Arbeitslosengeld eine Anrechnung von Ein- 
kommen nach § 115 AFG vorgenommen. Der durchschnittliche 
Anrechnungsbetrag betrug rd. 40 DM wöchentlich. 


11. Auf welche Weise hat die Bundesregierung festgestellt, daß 
die jeweiligen gesetzlichen Vorschriften eingehalten werden? 

Jeder Arbeitslose, der anrechenbares Einkommen aus einer 
geringfügigen Tätigkeit im Sinne des § 102 AFG erzielt, ist 
verpflichtet, dies dem Arbeitsamt unaufgefordert mitzuteilen. 
Arbeitslosen, die diese Pflicht vorsätzlich oder grobfahrlässig 
verletzen, kann das Arbeitslosengeld ganz oder teilweise ver- 
sagt werden. Außerdem kann die schuldhafte Verletzung der 
Anzeigepflicht mit einer Geldbuße bis zu 1000 DM geahndet 
werden. Statistische Unterlagen über die Fälle, in denen wegen 
Verletzung dieser Anzeigepflicht der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld ganz oder teilweise versagt worden ist oder eine 
Geldbuße verhängt worden ist, liegen nicht vor. 
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